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An unſere Bezieher! 


Die mit Wirkung vom 1. Oktober 1935 ab geltenden Bezugsgebühren für Geſetzblatt, Staats⸗ 
anzeiger Teil I und Teil II find am Schluß veröffentlicht. a 


Danzig, den 10. September 1935. 
Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers für die Freie Stadt Danzig 


247 Verordnung 
über Anderung des Verſicherungsſteuergeſetzes. 
Vom 13. September 1935. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 56 zu c des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Der $ 7 Nr. 1 Abſ. 2 des Verſicherungsſteuer geſetzes vom 23. April 1932 (G. Bl. S. 215) erhält 
folgenden Zuſatz: 
Dies gilt nicht für Verſicherungen, die in der Form einer Sammelverſicherung abgeſchloſſen 
werden, ſofern die Verſicherungsſumme für den einzelnen Verſicherten 250 Gulden nicht überſteigt. 
Artäkel II 
Der $ 18 des Verſicherungsſteuergeſetzes vom 23. April 1932 (G. Bl. S. 215) erhält folgende 
Faſſung: 
$ 18 


(1) Verſicherungen und Urkunden über Verfiherungen (Anträge auf Abſchluß oder Verlän⸗ 
gerung einer Verſicherung, Verſicherungsſcheine, Verlängerungsſcheine, Prämienquittungen uſw.) 
unterliegen keiner weiteren ſtaatlichen und keiner Gemeindeabgabe. 

(2) Dies gilt auch für die nach dem § 7 von der Verſicherungsſteuer befreiten Verſicherungen. 


Danzig, den 13. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinsti-Keifer Dr. Hoppenrath 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 10. 1935.) 


248 Verordnung 
zur Abänderung der Durchführungsbeſtimmungen zum Bewertungsgeſetz. 
Vom 14. September 1935. 


Artikel ! 
Auf Grund des $ 5 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 
27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) in Verbindung mit § 21 des Vermögensſteuergeſetzes vom 
27. Dezember 1934 (G. Bl. 1935 S. 1) werden die Durchführungsbeſtimmungen zum Bewertungsgeſetz 
vom 6. Mai 1935 (G. Bl. S. 635) wie folgt geändert: 
Es wird folgender § 31a eingefügt: 
zu § 59 des Geſetzes 
8 31a 
Zur Ermittlung des Wertes des Betriebsvermögens ſind vom Rohvermögen außer den in 
§ 59 des Bewertungsgeſetzes bezeichneten Schulden abzuziehen 
1. bei Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
die Geſchäftsguthaben der Genoſſen, 
2. bei den in ihrer Hauptbeſtimmung als Zentralen der Genoſſenſchaften wirkenden Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, 
das Stammkapital, 
3. bei den Revifions- und ähnlichen Hauptverbänden 
das Verbandsvermögen. 
Artikel II 


Dieſe rn tritt mit dem Tage der Verkündung und mit der Maßgabe in Kraft, daß ſie 
erſtmalig für die Veranlagung zur Vermögensſteuer für das Kalenderjahr 1936 gilt. 


Danzig, den 14. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


249 Verordnung 
betreffend Anderung und Ergänzung der Verkehrsordnung für die Beförderung von Perſonen, Gepäck 
und Expreßſendungen auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 
Vom 16. September 1935. 


Artikel I 
Auf Grund der Artikel I und II des Geſetzes betreffend die Eifenbahnverkehrsordnung vom 24. Ok⸗ 
tober 1928 wird die Verkehrsordnung für die Beförderung von Perſonen, Gepäck und Expreß⸗ 
ſendungen auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig vom 25. Oktober 1928, Geſetz⸗ 
blatt für die Freie Stadt Danzig Nr. 31 vom Jahre 1928, Seite 216, wie folgt geändert und ergänzt: 
1) In 8 15, Ziffer 4, zweiter Abſatz, erhält Buchſtabe b) folgende Faſſung: 

b) Hunde jeder Art und Größe, wenn die Polizeivorſchriften es nicht verbieten und die Mit⸗ 
reiſenden ſich mit der Mitnahme dieſer Hunde in dem Abteil einverſtanden erklären, oder 
wenn ihre Beſitzer in einem beſonderen Abteil mit ihnen reiſen. 

2) In 8 17, Ziffer 2 erhält der Buchſtabe g) folgenden Wortlaut: 

g) Fahrräder, auch ſolche mit einem Hilfsmotor, und einſitzige Motorräder, auch mit einem 
Beiwagen, falls die Zubehörteile entfernt werden. 

Die Behälter der Motoren können Triebſtoffe enthalten, falls die Zuleitung zum Ver⸗ 
gaſer geſchloſſen iſt, und der Vergaſer ſelbſt durch Verbrennen dieſer Triebſtoffe mit Hilfe 
des Motors geleert iſt. 

3) In $ 22 erhält die Ziffer 5 folgenden Wortlaut: 

5. Ein Reiſender, der ohne begründete Urſache den Zug während der Fahrt mittels der Not⸗ 
bremſe oder auf irgendeine andere Weiſe anhält, hat, unabhängig von der ſtrafrechtlichen 
ee an die Eiſenbahn unverzüglich die im Tarif vorgeſehene Gebühr zu ent⸗ 
richten 


4) Der 


928 
Wird der Eiſenbahn ein Schaden zugefügt, welcher die im Tarif vorgeſehene Gebühr 

überſteigt, ſo trägt der Reiſende die Verantwortung für den Geſamtſchaden. 

$ 61 erhält folgende neue Ziffer 7: 


7. Die Eiſenbahn hat das Recht, Expreßgutſendungen gegen eine durch Aushang bekannt⸗ 


zumachende Gebühr ins Haus ſelbſt oder durch einen Rollfuhrunternehmer zuzuführen. Die 
Stationen, welche Expreßgutſendungen zuführen, haben dieſes dementſprechend bekanntzu⸗ 
machen. Die bei der Zuführung verwendeten Perſonen ſind als Bedienſtete der Eiſenbahn im 
Sinne des $ 39 dieſer Verkehrsordnung anzuſehen. 

Die Rollfuhrleute haben ihren Gebührentarif mit ſich zu führen und auf Verlangen vor⸗ 
zuzeigen. 

Auch auf den Stationen, auf welchen die Eiſenbahn für die Zuführung ſorgt, ſind die 
Empfänger berechtigt, ihre Güter ſelbſt abzuholen oder ſie durch andere als die von der 
Eiſenbahn beſtellten Fuhrunternehmer abholen zu laſſen. Wollen ſie von dieſem Recht Ge⸗ 
brauch machen, jo haben ſie dieſes der Abfertigungsitelle vor Ankunft des Gutes ſchriftlich 
anzuzeigen. 

Die laut erſten Abſatzes dieſer Ziffer dem Empfänger zugeführte Sendung kann auch 
einem Familienmitgliede, Geſellſchafter oder Angeſtellten ausgeliefert werden. 

Die Stunden, innerhalb deren die Güter dem Empfänger durch die Eiſenbahn zugeführt 
werden, ſind durch Aushang an den Abfertigungsſtellen bekanntzugeben. 


Artikel I 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
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Danzig, den 16. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


Verordnung 


betreffend Verlängerung der Wirkſamkeit der Rechtsverordnung betreffend Genehmigungserfordernis 


für die Niederlaſſung von Hebammen vom 10. Mai 1935. 
Vom 20. September 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 


vom 24. 


Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes verordnet: 
8 1 


Die Geltungsdauer der Rechtsverordnung betreffend Genehmigungserfordernis für die Niederlaſſung 
von Hebammen vom 10. Mai 1935 (G. Bl. S. 645) wird bis zum 31. Dezember 1935 verlängert. 


Die 
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8 2 
Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 20. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


Verorduung 


betreffend Abänderung der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 24. No⸗ 
vember 1933 (G. Bl. S. 581) in der Faſſung der Verordnung vom 9. Juli 1935 (G. Bl. S. 341). 


Vom 20. September 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 49 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft beſtimmt: 


Die 
S. 581, 
geändert: 


8 1 
Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 24. November 1933 (G. Bl. 
618) abgeändert durch Verordnung vom 9. Juli 1935 (G. Bl. S. 841) wird wie folgt 


996 


1. Im 8 9 Abſ. 2 iſt ſtatt „Notfriſt von einem Monat“ zu ſetzen: „Notfriſt von 14 Tagen“. 
2. Nach $ 10 wird folgender $ 10a eingeſchaltet: 

„() Hat das Erbgeſundheitsgericht rechtskräftig auf Unfruchtbarmachung einer Frau 
erkannt, die z. Zt. der Durchführung der Unfruchtbarmachung ſchwanger iſt, ſo kann die 
Schwangerſchaft mit Einwilligung der Schangeren unterbrochen werden, es ſei denn, daß die 
Frucht ſchon lebensfähig iſt oder die Unterbrechung der Schwangerſchaft eine ernſte Gefahr 
für das Leben oder die Geſundheit der Frau mit ſich bringen würde. 

(2) Als nicht lebensfähig iſt die Frucht dann anzuſehen, wenn die Unterbrechung vor 
Ablauf des 6. Schwangerſchaftsmonats erfolgt.“ 

3. Im $ 11 Abſ. 1 Satz 1 und 3 und Abſ. 2 ſind nach dem Wort „Unfruchtbarmachung“ jeweils 
die Worte „und Schwangerſchaftsunterbrechung“ einzuſetzen. 
§ 14 erhält folgende Faſſung: 

„(1) Eine Unfruchtbarmachung oder Schwangerſchaftsunterbrechung, die nicht nach den 
Vorſchriften dieſer Verordnung erfolgt, ſowie eine Entfernung der Keimdrüſen ſind nur 
dann zuläſſig, wenn ein Arzt ſie nach den Regeln der ärztlichen Kunſt zur Abwendung einer 
ernſten Gefahr für das Leben oder die Geſundheit desjenigen, an dem er ſie vornimmt, und 
mit deſſen Einwilligung vollzieht. 

(2) Eine Entfernung der Keimdrüſen darf beim Manne mit ſeiner Einwilligung auch 
dann vorgenommen werden, wenn ſie nach amts- oder gerichtsärztlichem Gutachten erforderlich 
iſt, um ihn von einem entarteten Geſchlechtstrieb zu befreien, der die Begehung weiterer Ver⸗ 
fehlungen im Sinne der $$ 175 bis 178, 183, 223 bis 226 des Strafgeſetzbuches befürchten 
läßt. Die Anordnung der Entmannung im Strafverfahren oder im Sicherungsverfahren 
bleibt unberührt.“ 


= 


82 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 20. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


252 Dritte Verordnung 
zur Ausführung der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 24. November 1933 
(G. Bl. S. 581) in der Faſſung der Verordnung vom 9. Juli 1935 (G. Bl. S. 841). 


Vom 20. September 1935. 


Auf Grund des § 17 der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 24. No⸗ 
vember 1933 (G. Bl. S. 581) wird hiermit verordnet: 


Artikel I 
Die Unterbrechung der Schwangerſchaft nach 8 10 a der Rechtsverordnung zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes und die Unfruchtbarmachung ſollen nach Möglichkeit gleichzeitig durchgeführt 
werden. 
Artikel II 
Der Unterbrechung der Schwangerſchaft im Sinne des $ 14 der Rechtsverordnung ſteht die 
Tötung eines in der Geburt befindlichen Kindes gleich. 


Artikel III 
Die Einwilligung zur Schwangerſchaftsunterbrechung nach $ 10a und zur Unfruchtbarmachung, 
Schwangerſchaftsunterbrechung oder Entfernung der Keimdrüſen nach $ 14 der Rechtsverordnung iſt 
von demjenigen zu erklären, an dem der Eingriff vorgenommen werden ſoll. Kann ihm nach Anſicht 
des Amtsarztes die Bedeutung der Maßnahme nicht verſtändlich gemacht werden, ſo iſt die Ein⸗ 
willigung des geſetzlichen Vertreters oder des Pflegers erforderlich. 


b Artikel IV 
Ohne die Einwilligung (Artikel III) iſt der Eingriff nur ſtatthaft, wenn er wegen unmittelbarer 
Gefahr für Leben oder Geſundheit nicht aufgeſchoben werden kann. 
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Artikel V 
(1) Eine Unfruchtbarmachung oder Schwangerſchaftsunterbrechung gemäß 8 14 Abi. 1 der Rechts⸗ 
verordnung darf erſt vorgenommen werden, nachdem die Gutachterſtelle (Artikel VI und VII) den Ein⸗ 
griff für erforderlich erklärt hat, es ſei denn, daß er wegen unmittelbarer Gefahr für Leben oder Ge⸗ 
ſundheit nicht aufgeſchoben werden kann. 
(2) Der Anrufung der Gutachterſtelle bedarf es nicht, wenn die Unfruchtbarmachung dadurch be⸗ 
wirkt wird, daß erkrankte Teile der Geſchlechtsorgane entfernt werden. 


Artikel VI 
(1) Der Senat — Abt. G — bildet eine Gutachterſtelle, die darüber entſcheidet, ob geſundheit⸗ 
liche Gründe die Unterbrechung der Schwangerſchaft oder die Unfruchtbarmachung erfordern. 
(2) Der Senat — Abt. G — erläßt Richtlinien über die Vorausſetzungen, unter denen ſolche 
Gründe als vorhanden anzuſehen ſind. 
(3) Der Leiter der Gutachterſtelle wird von dem Senat — Abt. G — berufen und abberufen. 


Artikel VII 

(1) Der Leiter der Gutachterſtelle regelt die Beſtellung von Arzten zu Gutachtern und beſtimmt 
die Reihenfolge ihrer Heranziehung zur Gutachtertätigkeit. Von der Gutachtertätigkeit iſt der Arzt aus⸗ 
geſchloſſen, der die Maßnahme beantragt hat. Ausnahmen hiervon kann der Senat — Abt. G — 
zulaſſen. 

(2) Die Berufung als Gutachter kann nicht abgelehnt werden. Über Einwendungen eines Arztes 
gegen ſeine Heranziehung zur Gutachtertätigkeit im Einzelfalle entſcheidet der Leiter der Gutachterſtelle. 
Über eine Beſchwerde hiergegen entſcheidet endgültig der Senat — Abt. G —. 


Artikel VIII 

(1) Zur Einleitung des Verfahrens bei der Gutachterſtelle bedarf es des ſchriftlichen Antrages 
eines approbierten Arztes. 

(2) Die Gutachterſtelle läßt jeden einzelnen Fall durch zwei approbierte Arzte ſchriftlich begut⸗ 
achten. Dieſe ſollen ihr Gutachten nach perſönlicher Unterſuchung des Betroffenen in der Weiſe er⸗ 
ſtatten, daß vor Abſchluß des Verfahrens keiner von dem Gutachten des anderen Kenntnis erhält. 

(3) Stimmen die Gutachten im Ergebnis überein, ſo iſt entſprechend zu verfahren. Andernfalls 
entſcheidet der Leiter der Gutachterſtelle nach Beiziehung eines Obergutachtens oder auf Grund 
eigener Unterſuchung. 


Artikel IX 

Die Unterbrechung der Schwangerſchaft nach § 10 a ſowie die Unfruchtbarmachung, Unterbrechung 
der Schwangerſchaft oder die Entfernung der Keimdrüſen nach $ 14 der Rechtsverordnung dürfen nur 
in einer Krankenanſtalt von einem approbierten Arzt vorgenommen werden. Sie ſollen tunlichſt nicht 
vorgenommen werden von einem Arzt, der an dem Verfahren als Gutachter (Obergutachter) beteiligt 
geweſen iſt. 

Artikel X 

(1) Die Koſten der Unterbrechung der Schwangerſchaft nach § 10 a der Rechtsverordnung find nach 
den Vorſchriften über die Koſten der Unfruchtbarmachung Erbkranker zu tragen. 

(2) Die Koſten eines Eingriffs gemäß § 14 der Rechtsverordnung ſowie die Koſten des Gut⸗ 
achterverfahrens trägt für die bei einer Krankenkaſſe nach der R. V. O. oder einer Erſatzkaſſe ver⸗ 
ſicherten Perſonen und ihre anſpruchsberechtigten Familienangehörigen die Krankenkaſſe. Bei Hilfsbe⸗ 
dürftigen fallen dieſe Koſten der öffentlichen Fürſorge, bei Fürſorgezöglingn dem Träger der Koſten 
der Fürſorgeerziehung zur Laſt; inſoweit finden die Vorſchriften über die Koſten der Unfruchtbarmachung 
Erbkranker entſprechende Anwendung ($ 13 der Rechtsverordnung). 


Artikel XI 
(1) Der Senat — Abt. G — beſtimmt 
a) die Gebührenſätze für das Gutachterverfahren, 
b) das Nähere über die Feſtſetzung und die Verwendung der Gebühren, 
c) ferner das Verfahren, in dem die Gebühren eingezogen werden. 
(2) Der Gutachter hat keinen Anſpruch auf Vergütung; jedoch werden ihm ſeine Unkoſten erſetzt. 
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Artikel XII 

(1) Jede Unterbrechung der Schwangerſchaft ſowie jede vor Vollendung der 32. Schwangerſchafts⸗ 
woche eintretende Fehlgeburt (Fruchtabgang) oder Frühgeburt ſind binnen 3 Tagen dem zuſtändigen 
Amtsarzt ſchriftlich anzuzeigen. 

(2) Zur Anzeige ſind verpflichtet: 

a) der hinzugezogene Arzt, 

b) die hinzugezogene Hebamme, 

c) jede ſonſt zur Hilfeleiftung bei der Fehlgeburt (Fruchtabgang) oder Frühgeburt hinzugezogene 
Perſon, mit Ausnahme der Verwandten, Verſchwägerten und der zum Hausſtand der 
Schwangeren gehörenden Perſonen. 

(3) Jedoch tritt die Verpflichtung der in der vorſtehenden Reihenfolge ſpäter genannten Perſonen 
nur dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden oder an der Erſtattung der 
Anzeige verhindert iſt. 

(4) Hat die Gutachterſtelle über die Zuläſſigkeit der Unterbrechung der Schwangerſchaft gemäß 
Artikel V entfchieden, fo hat der den Eingriff vornehmende Arzt außerdem der Gutachterſtelle binnen 
3 Tagen nach dem Eingriff hiervon Anzeige zu erſtatten. 

Artikel XIII 

Artikel VIII der Verordnung zur Ausführung der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes vom 9. März 1934 (G. Bl. S. 127) erhält folgenden zweiten Abſatz: 

„Wenn eine Gutachterſtelle befragt war, iſt außerdem dem Leiter dieſer Gutachterſtelle 
binnen 3 Tagen nach dem Eingriff Anzeige zu erſtatten.“ 


Artikel XIV 
(1) Wer den Vorſchriften des Artikels V zuwider handelt, wird, ſoweit nicht nach anderen Vor⸗ 
ſchriften eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Gefängnis beſtraft. 
(2) Wer vorſätzlich oder fahrläſſig der ihm in den Artikeln XII und XIII auferlegten Anzeige⸗ 
pflicht zuwider handelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 300,— G beſtraft. 


Artikel XV 
(1) Der Senat — Abt. G — kann Beſtimmungen darüber treffen, ob und in welchem Umfange 
Behörden Auskünfte über die Durchführung von Verfahren auf Unfruchtbarmachung erteilt werden 
dürfen. 
(2) Auf die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Stellen, denen Auskunft erteilt wird, findet 
$ 15 der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes Anwendung. 
a Artikel XVI 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 20. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck. 


253 Zweite Verordnung 
zue Ergänzung der Verordnung über die Errichtung einer öffentlich⸗rechtlichen Berufs vertretung der 
Danziger Bauernſchaft vom 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 313). 
Vom 13. September 1935. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 25 und 71 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Die der Verordnung vom 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 313) als Anlage beigefügte Verfaſſung der 
Danziger Bauernkammer vom 14. Juli 1933, abgeändert durch die Verordnung vom 9. April 1935 
(G. Bl. S. 496), wird wie folgt ergänzt: 
1. 8 19 Abſ. 3 und 4 erhalten folgende Faſſung: 
„Die Kreisvorſteher der drei Mitgliedergruppen ernennen Bezirksvorſteher ihrer Gruppen 
entſprechend den Bezirksführern der Danziger Bauernkammer. 
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Die Kreisvorſteher der Unternehmergruppe und der Landarbeitergruppe ernennen für 
jede Gemeinde je einen Ortsvorſteher ihrer Gruppe entſprechend den Ortsführern der Dan⸗ 
ziger Bauernkammer.“ 

2. § 33 erhält folgenden Abſ. 5: 

„Iſt dieſe Anordnung getroffen, ſo haftet der Arbeitgeber der Bauernkammer für die 
Einbehaltung und Abführung der vom Arbeits- und Dienitlohn einzubehaltenden Beträge 
neben dem Arbeitnehmer, auch wenn er den Abzug nicht vorgenommen hat. Übereignet der 
Arbeitgeber ſeinen Betrieb, ſo haftet der Erwerber neben ihm für die Beiträge, die ſeit dem 
Beginn des letzten vor der Übereignung liegenden Kalenderjahres abzuführen waren. Wird 
der Arbeitgeber in Anſpruch genommen, ſo iſt ein ſchriftlicher Haftungsbeſcheid zu erlaſſen.“ 

h Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 13. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Rettelsky 


254 Rechtsverordnung 
zur Abänderung der Neichsgewerbeordnung. 
Vom 21. September 1935. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 79 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
8 1 
Der $ 35 Abſatz 3 der Gewerbe-Ordnung erhält folgende Faſſung: 


„Dasſelbe gilt von dem gewerbsmäßigen Betreiben der Viehverſtellung (Viehpacht) und 
des Viehhandels ſowie von dem Geſchäfte der gewerbsmäßigen Vermittlungsagenten für 


Heiraten.“ 
8 2 
Hinter $ 35 a wird folgender neuer § 35 b der Gewerbe-Ordnung eingefügt: 
„S 35 b 


Wer gewerbsmäßig die Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten und bei Behörden 
wahrzunehmender Geſchäfte, insbeſondere die Abfaſſung darauf bezüglicher ſchriftlicher Auf- 
ſätze, die Auskunfterteilung über Vermögensverhältniſſe oder perſönliche Angelegenheiten, den 
Handel mit Grundſtücken, die Vermittelung von Grundſtücken und Hypotheken, die Vermitt⸗ 
lung von Darlehen oder die Hausverwaltertätigkeit ſowie die Vermittlung von Schiffsraum 
einſchließlich Kahnraum oder Schleppkraft innerhalb der Binnenſchiffahrt ausüben will, be⸗ 
darf einer behördlichen Genehmigung. Das Gleiche gilt für den Betrieb von Speiſewirt⸗ 
ſchaften und von Speiſeeiswirtſchaften, ſowie für die Ausübung des Gewerbes der Auftiona- 
toren und den Handel mit Altpapier. 

Die verfaſſungsmäßig befugten Staats- oder Kommunalbehörden oder Korporationen 
ſind berechtigt, Perſonen, welche das Gewerbe eines Auktionators betreiben wollen, auf die 
Beachtung der beſtehenden Vorſchriften zu beeidigen und öffentlich anzuſtellen. 

Immobilien dürfen durch Auktionatoren nur verſteigert werden, wenn letztere von den 
dazu befugten Staats⸗ oder Kommunalbehörden oder Korporationen als ſolche angeſtellt ſind. 

Die gemäß Abſatz 1 erforderliche Genehmigung kann verſagt werden, wenn: 

a) der Bewerber nicht die erforderliche Sachkunde oder perſönliche Zuverläſſigkeit bdeſitzt 
oder 
b) ein Bedürfnis nicht vorliegt.“ 
8 3 
In 8 36 Abſ. 1 Reichsgewerbe-Ordnung wird das Wort „Auktionatoren“ geſtrichen. 


8 4 
Der 8 36 a der Gewerbe⸗Ordnung (Geſetz vom 20. März 1923, G. S. S. 355) wird aufgehoben. 
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8 5 
In 8 114 Abſ. 1 Ziffer a 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes in der Faſſung der Rechtsverordnung 
zur Vereinfachung der Verwaltung vom 9. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 873 ff.) werden die Worte „und 
weiterhin zu gewerbsmäßigen Verſteigerungen von Südfrüchten ($ 36 a der Reichsgewerbe-Ordnung)“ 
geſtrichen und durch die Worte erſetzt: „und weiterhin zur gewerbsmäßigen Ausübung einer der in 
§ 35 b der Gewerbeordnung bezeichneten Tätigkeiten.“ 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1935 in Kraft. Wer bei Inkrafttreten der Verordnung 
eines der in $ 35 b genannten Gewerbe ausübt, hat innerhalb von 2 Wochen bei dem Polizei⸗ 
präſidenten, in Gemeinden ohne ſtaatliche Polizeiverwaltung beim Landrat, die Erteilung der Genehmi⸗ 
gung nachzuſuchen. 


Danzig, den 21. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


255 Druckfehlerberichtigung. 


In der Dritten Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herab— 
ſetzung des Goldwertes des Guldens vom 2. Mai 1935 (G. Bl. S., 617) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1935 (G. Bl. S. 797) veröffentlicht im G. Bl. Nr. 98 vom 18. September 
1935 S. 991 iſt im Artikel I die letzte Zeile zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 


„(G. Bl. S. 797) wird hinter $ 2e folgende Vorſchrift als $ 2 d eingefügt:“ 


ä — — u — 
Vezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgake A u. B je 3,— 6, e) für den Staatsanzeiger für 
die Areie Stadt Danzig Teil II 3,75 6 Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 6. 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. ; 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
—— —— ͤ —— ͥͤ— — 


